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Antrag 

der Abgeordneten Ulrich Schneider, Ekin Deligöz, Katja Dörner, Kai Gehring, 
Agnes Krumwiede, Monika Lazar, Tabea Rößner, Krista Säger, Arfst Wagner 
(Schleswig) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Achter Familienbericht - Zukunftsweisende Förderung Bürgerschaftlichen 
Engagements für Familien 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Formen des Zusammenlebens ändern sich und entwickeln vielfältige und 
neue Formen von Familie. Eine gemeinsame Flaushaltsflihrung ist vielfach unter- 
brochen durch temporäre partnerschaftliche Formen gemeinsamen Zusammen- 
lebens. Familienmitglieder leben an unterschiedlichen Orten oder Familienmit- 
glieder sind nicht mehr nur leibliche Eltern, sondern soziale Eltemteile. Gerade 
in fluktuierenden Familienkonstellationen kann das Leben in einer größeren Ge- 
meinschaft (Caring Community) eine behütete Form des Fieranwachsens für 
Kinder und Jugendliche sein. Verlässliche Strukturen können über die Kem- 
familie hinaus in größeren, nachbarschaftlichen Gemeinschaften, in einem lo- 
kalen Lebensumfeld mit Nachbarn, Freunden und Bekannten entstehen. Dazu 
passt eine Besonderheit bürgerschaftlichen Engagements, es leistet über fami- 
liäre Grenzen hinweg Flilfe. Bürgerschaftliches Engagement von und für Fami- 
lien wirkt sich auf die Entwicklung der Kinder aus und stärkt das Selbstver- 
trauen der Eltern sowie deren Anschluss an die örtliche Gemeinschaft. 

Der Achte Familienbericht nennt Zivilgesellschaft als eine der vier Akteurs- 
ebenen in dem Gesamtkonzept zur Lösung künftiger familiärer Flerausforderun- 
gen. Durchdachte Konzepte einer strategischen Förderung bürgerschaftlichen 
Engagements von und in Familien fehlen jedoch vollständig. Stattdessen legt der 
Bericht den Fokus auf familiennahe Dienstleistungen und zeichnet ein Bild des 
demografischen Wandels, der ohne die Unterstützung insbesondere älterer bür- 
gerschaftlich Engagierter nicht zu bewältigen sei. Flier wird ein verfehltes Bild 
von bürgerschaftlichem Engagement als stetig vorhandener und ressourcen- 
armer Leistung gezeichnet. Der Bundesregierung muss klar sein: Politik kaim 
sich nicht aus der sozialpolitischen Verantwortung nehmen. 

Zahlen des aktuellen Freiwilligensurvey zeigen zwar, dass das Familienengage- 
ment - bürgerschaftliches Engagement von und für Familien — in den letzten 
Jahren weiter gestiegen ist. Haushalte, die mehr als fünf Personen umfassen, 
engagieren sich in den letzten Jahren jedoch immer weniger. Ähnliche Zahlen 
neimt das Wissenschaftszentmm Berlin für Sozialforschung gGmbH in seinem 
„Bericht zur Lage und zu den Perspektiven des bürgerschaftlichen Engagements 
in Deutschland“. Die Studie zeigt, wie ungleich verteilt die Chancen und Mög- 
lichkeiten im Familienengagement zwischen Frauen und Männern sind. Das 
Engagement von Frauen in Paarhaushalten mit Kindern sinkt bei steigender 
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Arbeitszeit, während es bei Männern genau umgekehrte Effekte gibt. Im Ver- 
gleich: Sind Frauen mit Kindern 20 bis 25 Stunden pro Woche erwerbstätig sind 
sie zu 87,5 Prozent engagiert. Sind sie dagegen 40 bis 45 Stunden pro Woche 
erwerbstätig sind sie nur noch zu 28,4 Prozent engagiert. Bei Männern mit 
Familie hingegen steigt das Engagement bei zunehmender Erwerbstätigkeit von 
12,1 Prozent bei 20 bis 25 Stunden pro Woche auf 71,6 Prozent bei 40 bis 45 
Stunden pro Woche. Im Ergebnis belastet Familie das Engagement von Frauen, 
während Männer davon profitieren und sich stärker engagieren. Vor dem Hinter- 
grund, dass die Erwerbstätigkeit von Frauen stetig steigt, ist es umso wichtiger 
geschlechtergerecht Familienengagement zu stärken. Eine differenzierte Be- 
trachtung von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und einer dazu 
passenden Verknüpfung von Familienengagement mit Zeitpolitik fehlt im vor- 
liegenden Familienbericht. Dazu muss die Balance zwischen Familie, bürger- 
schaftlichem Engagement und Beruf genauer erforscht werden. Ebenso wenig 
ist über die Entwicklungen sozialer Netzwerke informeller Unterstützung durch 
Freunde und Freundinnen, Nachbarn und Nachbarinnen und Bekannte im Ver- 
hältnis zu verwandtschaftlicher Unterstützungsleistung bekannt. Nur so köimen 
gute Konzepte einer örtlich umspannenden Caring Community für und mit 
Familien entwickelt werden. 

Gegenwärtig sind viele Hilfen bürgerschaftlich Engagierter für Familien spora- 
disch und eigeninitiativ. Professionelle Netzwerke und verlässliche Strukturen 
gibt es kaum oder sind stark projektabhängig, wie am Beispiel der Mehrgenera- 
tionenhäuser deutlich wird. Die Bundesregierung setzt in ihrer Stellungnahme 
auf viel zu kleine Bausteine, etwa mit ihren Modellen der Mehrgenerationen- 
häuser und des Bundesfreiwilligendienstes. Dies sind keine strategisch umfas- 
senden Lösungskonzepte. Engagement braucht Investitionen an Knotenpunk- 
ten, die gemeinsam mit den unterschiedlichen Akteuren erörtert und erarbeitet 
werden müssen. 

Der Achte Familienbericht bleibt ausschließlich bei der Skizzierung von Proble- 
men. Er benennt Defizite, zeigt aber keine Lösungen auf für die Verknüpfung 
von Zeitpolitik, persönlichem Engagement und Familie. Stattdessen gibt es 
Vorschläge für Einzelmaßnahmen, die wenig durchdacht sind und punktuell 
bleiben. Eine zukunftsweisende Förderung von Familienengagement, muss auf 
einer modernen Definition familiärer Strukturen basieren. Wir brauchen eine 
intensivere Aufklärung für Engagementinteressierte und Engagierte, sowie hin- 
reichende finanzielle Rahmenbedingungen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
den Achten Familienbericht zum Anlass zu nehmen: 

1. allgemeine Leitlinien der Engagementpolitik zu entwickeln, an denen sich 
zukünftig Berichte wie der Familienbericht orientieren köimen; 

2. alle finanziellen Zuwendungen und Leistungen der einzelnen Programme 
der Bundesregierung für bürgerschaftlich Engagierte im familiären Kontext 
gesammelt darzulegen und die Kooperation und Zusammenarbeit der einzel- 
nen Programme zu evaluieren; 

3. Familie und neue Formen von Gemeinschaft als ein zentrales Thema für den 
Zweiten Engagementbericht der Bundesregierung zu benennen; 

4. zukünftige Programme an einem modernen Familienbild zu orientieren und 
darin Modelle der Caring Community zu erproben, die außerhalb von Frei- 
willigendiensten und Mehrgenerationenhäusem, einen weiten Personenkreis 
an Engagementinteressierten (z. B. Migrantiimen und Migranten oder Men- 
schen mit Behinderung) anspricht und für alle Familien und Familienkon- 
stellationen entsprechende Angebote bereit hält; 
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5. das gemeinschaftliche Wohnen zu fördern, zum Beispiel über Modellpro- 
jekte in der Städtebauförderang (Beispiel: Soziale Stadt) sowie über den 
Aufbau einer Informationsplattform, auf der über Bundes- und Landesför- 
dermittel informiert wird und Wissentransfer möglich ist; 

6. im Austausch mit den Bundesländern bei der sozialen Wohnraumförderang 
darauf zu achten, dass auch gemeinschaftliche und generationenübergrei- 
fende Wohn formen unterstützt werden; 

7. in den unterschiedlichen Engagementtätigkeiten und -bereichen auf Gleich- 
behandlung der Geschlechter hinzuwirken; 

8. das System familienbezogener Leistungen so zu gestalten, dass die Tren- 
nung von Erwerbsarbeit und bürgerschaftlichem Engagement deutlich wird 
und ein Nationales Engagementgesetz vorzulegen, das Tätigkeiten im Be- 
reich des Engagements, der Erwerbsarbeit, der geringfügigen Beschäfti- 
gung oder engagementintensiven Tätigkeiten klar definiert und voneinan- 
der abgrenzt und Prinzipien, wie Arbeitsmarktneutralität, Unentgeltlichkeit 
und Freiwilligkeit, bürgerschaftlichen Engagements verankert; 

9. gemeinsam mit den Ländern Einrichtungen der Familienhilfe entsprechend 
für Familienengagement zu sensibilisieren, damit diese Ansprechpartner und 
-Partnerinnen Beratung leisten können und über versicherangsrechtliche Ab- 
sicherung aufklären sowie die Qualifikation von Freiwilligen verstärkt för- 
dern. Zudem müssen bürokratische Flürden abgebaut werden mit dem Ziel, 
für Familienengagement zu motivieren und potentielle Freiwillige zu befähi- 
gen, selbstbestimmt staatliche Unterstützung beantragen zu können; 

10. auf allen Ebenen daraufhinzuwirken, zivilgesellschaftliches Engagement 
durch Präsenzzeiten, Abwesenheiten und Freistellungen in Betrieben, öf- 
fentlicher Verwaltung und Schulen in den unterschiedlichen Lebensphasen 
zu ermöglichen. 


Berlin, den 6. November 2012 

Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion 


Begründung 

Der Achte Familienbericht macht zurecht darauf aufmerksam, dass die Verknüp- 
fung unter den lokalen Einrichtungen fehlt. Deshalb brauchen wir eine Strategie 
zur gemeinsamen Vernetzung, die diesem Defizit entgegenwirkt. Außerdem 
fehlen flächendeckend Knotenpunkte bürgerschaftlichen Engagements. Dafür 
braucht es eine dauerhafte Finanzierung auf Basis grundlegender Förderkrite- 
rien, die eine entbürokratisierte und flexible Mittelvergabe fördern. Förderkrite- 
rien und Mittelvergabe müssen dringend transparenter und öffentlich werden. 
Dazu braucht es die enge Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kommunen. 

Familienbericht und Bundesregierung zeichnen ein Bild, welches den An- 
sprüchen an zivilgesellschaftliches Engagement nicht gerecht wird. Engagierte 
Bürgerinnen und Bürger brauchen Anlaufstellen, Ansprechpartner und -Partne- 
rinnen und Anerkennung. Solche Rahmenbedingungen sind nicht umsonst zu 
haben. Um eine breite Basis an Engagierten zu haben, muss in bürgerschaft- 
liches Engagement investiert werden. Ebenso wenig sind Engagierte Lücken- 
füller verfehlter Sozialpolitik. Bürgerschaftliches Engagement darf nicht zum 
Ersatz sozialer Leistung werden. 
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Die Vorschläge des Achten Familienberichts, die bürgerschaftliches Engage- 
ment und Dienstleistungstausch mit Flilfe von Zeitkonten verknüpfen, sind 
ungenügend. Viele Fragen bleiben offen. Es wird weder geklärt, wer die Floheit 
über Zeitkonten haben soll, noch wie und durch wen genau Engagementzeiten 
verbindlich festgelegt werden sollen. Fraglich ist, ob man überhaupt alle Enga- 
gementzeiten in Zeitkonten integrieren kaim, wie etwa das Online Volunteering, 
das nicht vor Ort erfasst werden kann. Die Formen bürgerschaftlichen Engage- 
ments werden immer vielfältiger und differenzierter und finden vermehrt außer- 
halb von Institutionen statt. Es ist unklar, wie dabei Engagementzeiten gemessen 
und auf Zeitkonten gutgeschrieben werden können. Die Integration bürger- 
schaftlichen Engagements in Zeitkonten, die Erwerbszeiten mit einbeziehen, 
birgt die große Gefahr, die Unentgeltlichkeit von Engagement und die Kultur der 
Freiwilligkeit in Frage zu stellen. Besonders in Engagementbereichen, die sehr 
eng an staatliche Fürsorgebereiche anknüpfen, wie in der Pflege, ist unklar, wie 
zwischen Engagement und Erwerbsarbeit unterschieden werden kann. 

Aufgebaute Erwartungshaltungen an die Freiwilligendienste oder Modellpro- 
jekte, wie die Mehrgenerationenhäuser, sind zu hoch. Diese Instrumente sind 
mit einer Zahl von unter 100 000 Freiwilligendienstleistenden pro Jahr und 
450 Mehrgenerationenhäusern bei über 12 000 Kommunen viel zu punktuell 
und kleinteilig und genügen in keiner Weise den Ansprüchen kommunaler 
Knotenpunkte an Familien engagement. 

Die Bundesregierung muss aus dem ungenügenden, missbräuchlichen Umgang 
mit bürgerschaftlichem Engagement entsprechende Schlüsse ziehen und drin- 
gend Leitlinien der Engagementpolitik entwickeln, die dem entgegenwirken. 
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